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„In seiner jetzigen Zusammensetzung
spiegelt der Sicherheitsrat nicht mehr die
Welt von heute wider.“ Wer wollte der Fest-
stellung der Bundeskanzlerin, die sie vor
der Vollversammlung der Vereinten Natio-
nen in New York machte, widersprechen?
Aber zwischen dieser Feststellung, die Zu-
sammensetzung des Rates sei anachronis-
tisch, sei der Schnappschuss eines histori-
schen Moments am Ende des Zweiten
Weltkrieges, und dem Verlangen, dass kein
Weg daran vorbeiführe, den Sicherheitsrat
den neuen politischen Realitäten anzupas-
sen, klafft eine große Lücke. Es ist eine Lü-
cke, die von machtpolitischen Rivalitäten
und Eifersucht, vom Beharren auf Privile-
gien – Stichwort Veto – und vom Wunsch
nach mehr Status ausgefüllt wird. Deshalb
haben auch alle Bemühungen, den Sicher-
heitsrat zu reformieren, seine Zusammen-
setzung zu ändern – zum Beispiel über eine
Ausweitung der Ständigen Mitgliedschaf-
ten und über eine Erhöhung der Zahl der
nichtständigen Mitglieder – zu nichts ge-
führt. Das ist eine lange Geschichte, die zur
unendlichen werden könnte.

Deutschland sei bereit, bekräftigte Frau
Merkel in Anlehnung an die Koalitionsver-
einbarung, mit der Übernahme eines Stän-
digen Sitzes mehr Verantwortung zu über-
nehmen. Doch aus dieser Bereitschaft wird
auf absehbare Zeit nicht Wirklichkeit wer-
den. Das hat, wie gesagt, viel mit Machtpoli-
tik in der Staatenwelt und somit auch in
den Vereinten Nationen zu tun, aber auch
mit den von der Kanzlerin zitierten neuen
Realitäten. Denn die, das kann man wen-
den, wie man will, sprechen nicht wirklich
für einen zusätzlichen Ständigen Sitz für
ein europäisches Land. Sie sprechen, grob
gesagt, eher für Staaten aus Asien und La-
teinamerika und, wenn Repräsentativität
ein Kriterium sein soll, aus Afrika. Es ist

kein Zufall und hat heute vermutlich weni-
ger mit den Nachwirkungen der deutsch-
amerikanischen Verstimmung in der Irak-
Frage zu tun, dass der amerikanische Präsi-
dent in New York ausdrücklich nur Japan
für eine Ständige Mitgliedschaft qualifi-
ziert hielt und über andere aufstrebende
Mächte wenigstens nachzudenken bereit
war. Von dem alten Verbündeten Deutsch-
land, dessen Kanzlerin ihm, anders als de-
ren Vorgänger, politisch nahesteht, sprach
er nicht. Nun wird Berlin seine Ambitionen
nicht (allein) davon abhän-
gig machen, ob Washing-
ton seinen Segen erteilt.
Aber als Ständiges Mit-
glied, das überdies nur mä-
ßig begeistert von einer Er-
weiterung ist, hält Ameri-
ka einen wichtigen Schlüs-
sel in der Hand. Wenn der
nicht gedreht wird, hilft
alle Verantwortungsrhetorik nicht weiter.
Und dass China, ebenso statusbewusst wie
historisch nachtragend, wiederum von dem
potentiellen Kandidaten Japan wenig hält,
ist bekannt.

So mussten der in dieser Sache so for-
sche Gerhard Schröder und sein damaliges
diplomatisches Personal erleben, wie das
von ihnen geschmiedete Bündnis aus
Deutschland, Japan, Indien und Brasilien
nicht konsensstiftend wirkte, sondern im
Gegenteil starke Gegenkräfte mobilisierte:
In Europa führt bis heute Italien das Lager
derjenigen an, die Deutschland den An-
spruch auf einen Ständigen Sitz abstreiten;
in Lateinamerika sieht es Mexiko bis heute
nicht ein, warum ausgerechnet das portu-
giesischsprachige Brasilien über die ande-
ren Staaten der Doppelregion herausgeho-
ben werden sollte. In Asien gibt es auch an-
dere Staaten, die sich neben der Aufsteiger-

macht Indien für qualifiziert halten. Dass
der jüngste Vorstoß 2005 im Sand verlief,
weil die afrikanischen Staaten sich nicht
auf „ihre“ Kandidaten für eine Ständige
Mitgliedschaft einigen konnten, sei der
Vollständigkeit halber hinzugefügt. Allein
das zeigt, dass es keine Zauberformel für
die Vergabe zusätzlicher Sitze gibt und dass
derjenige, der sich selbst für einen (wie-
der-)geborenen Kandidaten hält, schon
vom nächsten Nachbarn als inakzeptabel
abgetan wird. Deswegen ist es nicht unziem-

lich zu fragen, ob die Ener-
gie, welche die deutsche
Außenpolitik auf eine Re-
form des Sicherheitsrats
im Sinne Berlins verwen-
det, wirklich sinnvoll einge-
setzt ist. Die Frage ist
selbst dann berechtigt,
wenn zugestanden wird,
dass ein „europäischer“

Sitz ein allenfalls langfristiges Ziel ist –
wenn überhaupt, aber das ist ein anderes
Thema.

Die frühere Bundesregierung begrün-
dete Deutschlands Anspruch auf einen
Ständigen Sitz wiederholt mit seinen bishe-
rigen Leistungen; es konnte sich dabei wie-
derum auf die vom damaligen UN-General-
sekretär Annan eingesetzte Kommission
(„High-level Panel“) berufen. Die nannte
es ein Ziel der Reform des Sicherheitsra-
tes, jene Staaten stärker an den Entschei-
dungen zu beteiligen, die finanziell, militä-
risch und diplomatisch die größten Beiträ-
ge zu den Vereinten Nationen leisten. Für
Deutschland träfe das in gewissem Maße
zu, selbst wenn die Bilanz nicht so zwin-
gend ist, wie das seine Diplomaten behaup-
ten. Dass Deutschland heute angesehen ist,
ist auch nicht zu bestreiten.

Aber schon bei den Kriterien Effizienz
und Repräsentativität verdüstert sich der
Erweiterungshorizont. Die Politikwissen-
schaftler Gunter Hellmann und Ulrich
Roos sind in einer Abhandlung für das In-
stitut für Entwicklung und Frieden der Uni-
versität Duisburg-Essen zu der Auffassung
gekommen, dass der Gesichtspunkt der Ef-
fizienz der Entscheidungsverfahren im
Grund gegen jedwede Erweiterung spricht,
zumal dann, wenn damit eine Ausweitung
der vetobewehrten Ständigen Mitglied-
schaften verbunden wäre. Und Repräsenta-
tivität – das erinnert an Frau Merkels neue
Realitäten – sei zweifellos das stärkste Ar-
gument gegen einen deutschen Sitz: Schon
heute sei Europa nämlich überrepräsen-
tiert; Hellmann und Roos wollen sogar
eine wachsende globale Ablehnung gegen
ein als anachronistisch empfundenes Über-
gewicht der EU-Staaten in den Vereinten
Nationen beobachten. Und die Beteue-
rung, Deutschland werde quasi als Treuhän-
der Europas auftreten, lassen sie unter Hin-
weis auf die mäßige Zustimmung in der
EU auch nicht gelten.

Das ist auch das von vornherein am we-
nigsten überzeugende Argument für einen
ständigen deutschen Sitz. Schließlich strebt
Deutschland nach weltpolitischer Einfluss-
nahme, also nach Macht, selbst wenn Frau
Merkel das gewiss nicht mit der Besessen-
heit ihres Vorgängers betreibt (und be-
treiben lässt). Eine Herzensangelegen-
heit ist es ihr vermutlich nicht; vielleicht
wäre sie ja mit einer Zwischenlösung zu-
frieden. Aber auch für eine solche, für
(semi-)permanente Mitgliedschaften
auf Probe zum Beispiel, fehlen die Mehr-
heiten. Irgendwie sieht die Reform des Si-
cherheitsrats sehr nach einer New Yorker
Beschäftigungstherapie aus.

K.F. Das hätte der iranische Präsident
wohl gerne: Weil sein Regime sich mit
der Internationalen Atomenergiebehör-
de auf die Beantwortung einiger Fragen
geeinigt hat, erklärt er den Atomkonflikt
schon für beendet. Aber jene Fragen, de-
ren Beantwortung die Wiener Behörde
offenbar so brennend interessiert, sind ir-
relevant – sie dienen „objektiv“ nur dazu,
dass Iran weiter Zeit gewinnt. Der Atom-
konflikt ist mitnichten entschärft, denn
Teheran tut nicht, was der UN-Sicher-
heitsrat verlangt: die Urananreicherung
einstellen, aufhören, Zentrifugen in Be-
trieb zu nehmen, größtmögliche Transpa-
renz herstellen. Weil das dem Präsiden-
ten Ahmadineschad bekannt ist, war sein
Auftritt reine Schau. Aber vielleicht hat
es ihn und die anderen Mächtigen in Te-
heran irgendwie beeindruckt, dass es die
Europäer Merkel und Sarkozy waren –
und nicht der Amerikaner Bush –, die in
New York mit großem Ernst über den
Konflikt und über die Gefahren spra-
chen, die von einem atomar bewaffneten
Iran ausgingen. Denn es hängt ganz we-
sentlich von Berlin und Paris ab, ob und
wie der Konflikt geregelt wird. Denn je
entschlossener und entschiedener sie auf-
treten, desto größer sind die Chancen,
dass Sarkozys unheilvolle Alternative –
iranische Bomben oder Bomben auf Iran
– eine düstere Metapher bleibt.

kum. Die Koalitionskrise in Schleswig-
Holstein zeigt, wie wenig sich die SPD an-
gesichts schwindender Zustimmung zu-
trauen darf und dass sie in Kiel für ihren
Landesvorsitzenden Ralf Stegner nicht
gerade durch dick und dünn gehen will.
Stegner musste sich sein Etappenziel, den
Fraktionsvorsitz, gegen erheblichen Wi-
derstand erkämpfen. Er hat nun beste
Voraussetzungen, auch die Spitzenkandi-
datur zu erobern, die er sich für seinen
Rücktritt als Innenminister recht kalt-
schnäuzig schon ausbedungen hatte. Steg-
ner konnte so überspielen, dass er sich ver-
rechnet hatte: Die SPD-Führung wollte
für ihn und seine Begabung, mit Sein und
Schein zu jonglieren, die Koalition nicht
scheitern lassen. Ministerpräsident Cars-
tensen hätte die Gelegenheit, Stegner als
Rivalen vom Kabinettstisch zu verdrän-
gen, also nicht besser wählen können. Los-
geworden ist ihn Carstensen dadurch al-
lerdings nicht; selbst am Kabinettstisch
könnte ein Fraktionsvorsitzender Stegner
hin und wieder Platz nehmen, ohne die
Beschlüsse mittragen zu müssen, die dort
getroffen werden. Wer ist also Gewinner,
wer Verlierer? In der Gefangenschaft ist
der Unterschied nicht gerade groß. So ist
das in einer großen Koalition.

Bc. Das Mandat der Vereinten Natio-
nen für eine Militärmission der EU in
Tschad liegt nun vor. Die 4000 Soldaten,
die dort zum Einsatz kommen sollen, wer-
den aber weiterhin gesucht. Außer Frank-
reich hat erst eine Handvoll anderer Mit-
gliedstaaten kleinere Truppenkontingen-
te zugesagt. Das Zögern ist verständlich.
Denn trotz des persönlichen Einsatzes,
mit dem Präsident Sarkozy und sein Au-
ßenminister Kouchner für den Plan ge-
worben haben, konnte Frankreich nicht
überzeugend begründen, was die EU-Sol-
daten (und 300 im Auftrag der UN ent-
sandte Polizisten) in Tschad eigentlich er-
reichen sollen. Kouchner hatte zunächst
an einen „humanitären Korridor“ zur
Versorgung der Flüchtlingslager in Dar-
fur gedacht. Das erwies sich als unrealis-
tisch. Übrig bleibt nun ein Auftrag zum
Schutz von Flüchtlingen, gleichsam als
Ergänzung zu der von den UN beschlos-
senen Entsendung von Blauhelmsolda-
ten nach Darfur. Frankreich hat auf eine
EU-Mission gedrungen, weil eine rein
französische in der Region nicht willkom-
men gewesen wäre. Nun muss es doch die
überwiegende Zahl der Truppen stellen.
Gewiss, Paris tut etwas in der Darfur-Kri-
se. Aber ist es mehr als Aktionismus?

Sein Vorgänger wollte ein „schönes Ja-
pan“ schaffen. Er wollte die als Einschrän-
kung empfundene „Nachkriegszeit“ ab-
schaffen und zu diesem Zweck die Verfas-
sung verändern. Aber das Programm Shin-
zo Abes schien vielen Japanern etwas
sehr abgehoben von ihrem Alltag. Shinzo
Abe ist seit Dienstag Geschichte. An sei-
ner Stelle wird Japan jetzt von Yasuo Fu-
kuda regiert. Und die Kontraste könnten
kaum größer sein.

Zum einen ist Fukuda mit seinen 71 Jah-
ren knapp 20 Jahre älter als Abe, was in Ja-
pan eher ein Vorteil als ein Nachteil ist.
Zum anderen hat er keine hochfliegenden
Pläne, sondern gibt sich volksnah. Ein an-
biedernder Typ ist Fukuda allerdings
nicht. Doch die Liberaldemokratische Par-
tei (LDP) traut ihm zu, die Geschicke der
ins Trudeln geratenen Regierungspartei
zum Guten zu wenden. Seine größte Stär-
ke, heißt es, sei Diplomatie. Die wird er in
nächster Zeit auch brauchen. Denn was
immer der neue Ministerpräsident an-
packt, muss er durch das Parlament brin-
gen. Und in dessen zweiter Kammer hat
die Opposition seit der Wahl vom 29. Juli
die Mehrheit. Streit verspricht die zum
1. November fällige Verlängerung des
Mandats japanischer Seestreitkräfte im In-
dischen Ozean. Die unterstützen dort den
internationalen Einsatz in Afghanistan.
Oppositionsführer Ozawa war schon im-
mer gegen diese Mission und sieht jetzt
die Chance, sie zu beenden. Fukuda war
einst an der Formulierung der Einsatz-
richtlinien unmittelbar beteiligt und hat
schon angekündigt, mit der Opposition
sprechen zu wollen. Die Liberaldemokra-
ten sehen die internationale Reputation
Japans in Gefahr, wenn der Einsatz nicht
verlängert wird.

Das Afghanistan-Mandat markiert
aber nur die augenfälligste Bewährungs-
probe für den neuen Regierungschef.
Fukuda tritt ein schweres Erbe an. Viele
Japaner, zumal in ländlichen Gebieten,
halten sich für die großen Verlierer der
Reformen der vergangenen Jahre. Ein
zunehmendes Einkommensgefälle wird
beklagt. Fukudas Vorvorgänger Koizumi
hatte mit dem alten Erfolgsrezept der
Regierungspartei, üppige Subventionen
für Bauvorhaben möglichst gleichmäßig
auf das Land zu verteilen, gebrochen. Der
neue Ministerpräsident muss nun versu-
chen, die alten Loyalitäten der Landbevöl-
kerung gegenüber der LDP neu zu bele-
ben, ohne aber den (teuren) Filz wieder-
aufleben zu lassen.

Ein Mindestmaß an Kostenbewusstsein
dürfte er besitzen. Yasuo Fukuda war
nämlich nicht sein ganzes Leben lang Poli-
tiker. Vielmehr kam er erst im Alter von
53 Jahren zum erstenmal ins Parlament.
Zuvor hatte er in der Erdölindustrie gear-
beitet. In der Politik diente er unter ande-
ren seinem Vater Takeo, Ministerpräsi-
dent von 1976 bis 1978, als Sekretär. Seine
einflussreichste Position hatte Fukuda un-
ter den Ministerpräsidenten Mori und
Koizumi. Als Kabinettssekretär lenkte er
die Geschicke der Regierung, nicht im-
mer nach dem Willen aller Minister.

Zu einer großen Herausforderung für
die neue Regierung verspricht die Reform
der staatlichen Rentenversicherung zu
werden. Wenn Fukuda dieses Problem an-
packt, könnte er vielleicht auch sein priva-
tes Rentenkonto ausgleichen. Als Kabi-
nettssekretär musste er nämlich einst zu-
rücktreten, weil er seine Beiträge nicht or-
dentlich bezahlt hatte.  PETER STURM

Deutschland will mehr
Verantwortung tragen.
So jedenfalls steht es in
der Vereinbarung der
beiden Koalitionäre.

WARSCHAU, 26. September
Viktor Janukowitsch, der Ministerprä-

sident der Ukraine, verblüfft seine Fein-
de. Der Mann, der zeitlebens vor allem
für Rücksichtslosigkeit, Vorstrafen und
Wahlfälschung stand, bewährt sich seit
Monaten als Pfeiler der Ruhe. 2004 hat-
te Janukowitsch durch eine gefälschte
Präsidentenwahl mit Unterstützung Mos-
kaus die Macht im Lande übernehmen
sollen, doch die „orang Revolution“ er-
zwang eine Wiederholung, statt seiner
gewann der westlich orientierte Viktor
Juschtschenko. Der Gestrauchelte konn-
te seinen Weg an die Spitze deshalb erst
2006 fortsetzen, als das orangefarbene
Revolutionsbündnis zerbrach. Januko-
witsch hat sich damals mit Hilfe von
Überläufern zum Regierungschef wäh-
len lassen. Seither hat er den Konflikt
mit dem westlich blickenden Präsiden-
ten durch Wortbruch, Provokation und
Abgeordnetenkauf permanent geschürt
– so lange, bis Juschtschenko sich im
April zu dem umstrittenen Entschluss
durchrang, das Parlament aufzulösen
und vorgezogene Wahlen zu dekretie-
ren. Janukowitsch, der im Parlament die
Mehrheit kontrolliert, hat damals den
Widerstand gegen die Auflösung so ent-
schlossen auf die Spitze getrieben, dass
im Mai schon bewaffnete Einheiten ge-
geneinander ausrückten.

In dieser Phase ist mit Janukowitsch
etwas Eigentümliches geschehen. Am
28. Mai, als das Land am Rande des Bür-
gerkriegs stand, stimmte derselbe Mann,
der in seiner Jugend als Gewalttäter im
Gefängnis gesessen hatte, derselbe, der
später als Nutznießer von Wahlmanipu-
lationen traurigen Ruhm erwarb, einem
überraschenden Kompromiss zu; Janu-
kowitsch willigte nicht nur ein, tatsäch-
lich, wie Präsident Juschtschenko es be-
fohlen hatte, am 30. September Wahlen
abzuhalten – er hat sein Versprechen wi-
der alle Erwartungen auch gehalten und
auf Sabotage verzichtet.

Wie es zu dieser Charakterwende
kommen konnte, weiß niemand genau.
Was im Inneren von Janukowitschs „Par-
tei der Regionen“ vorgeht, dringt nie un-
gefiltert an die Öffentlichkeit. Offenbar
hat in Janukowitschs Umgebung eine

Strömung die Oberhand gewonnen, die
mehr Ruhe will als den Konflikt. Januko-
witschs Berater Leonid Koschara etwa
hat dieser Zeitung gegenüber bestätigt,
dass in Janukowitschs Partei mehrere
„Stömungen“ wirksam sind, die zwar zu-
letzt immer „mit einer Stimme“ sprä-
chen, aber doch zugleich „mit mehreren
Köpfen“.

Der wichtigste dieser „Köpfe“ ist der
Stahl- und Kohlemagnat Rinat Achme-
tow aus Donezk. Achmetow, wie Januko-
witsch ein früherer Boxer, ist in den

neunziger Jahren nach Zeitungsberich-
ten vom Hütchenspieler zum reichsten
Mann des Landes aufgestiegen. Jahre-
lang war er der Hauptfinancier von Janu-
kowitschs von Moskau unterstützter
„Partei der Regionen“. Während er
aber als junger Mann Erschütterungen
nicht scheute – mehrere seiner Konkur-
renten kamen damals durch Explosio-
nen ums Leben –, scheint der Minen-
und Hüttenbaron von Donezk auf seine
mittleren Jahre ruhebedürftig geworden
zu sein. Sein veraltetes Industrieimperi-
um braucht dringend westliches Kapital
zur Modernisierung, und permanente
Krisen machen Investoren ebenso scheu
wie allzu weitreichender Einfluss des
Kreml. Deshalb hat Achmetow nach An-
sicht mancher Fachleute zuletzt vorsich-

tig begonnen, Wege zur Stabilisierung
der ukrainischen Unabhängigkeit und
zum Ausgleich mit dem „westlichen“ La-
ger zu suchen. In Janukowitschs Partei
jedenfalls wird der Eindruck bestätigt,
dass eine kontrollierte Öffnung nach
Westen den ukrainischen Oligarchen
eher nutzt als eine Zukunft im Schatten
Moskaus. „Die Geschäftswelt will Stabi-
lisierung“, sagt Koschara. „Und weil Ri-
nat Achmetow ein unabhängiges Unter-
nehmen führen will, will er auch eine un-
abhängige Ukraine.“ Dieser Strömung
der Geschäftsleute mit ihrer pragmati-
schen Konsensbereitschaft – sie selbst
nennen sich die „jungen Donezker“ –
steht jedoch in Janukowitschs Partei ein
Flügel gegenüber, der nach wie vor von
sowjetischen Traditionen und Moskauer
Verbindungen geprägt ist. Gestützt von
den großrussischen Nostalgien des ukrai-
nischen Ostens, gehen diese „alten Do-
nezker“ auf die Nomenklatura der Dik-
taturzeit zurück. Geschart um den stell-
vertretenden Ministerpräsidenten Asa-
row oder den Energieminister Bojko,
gilt dieser Flügel als die treibende Kraft
hinter den Konflikten, die im Frühjahr
das Land beinahe in die Krise gestürzt
hätten. Die russischen Neigungen dieser
Leute entsprechen den Wünschen der
Wähler im Osten. Der Widerstand ge-
gen den vom westlichen Lager erwoge-
nen Beitritt zur Nato gehört deshalb
ebenso zu ihrem Repertoire wie die For-
derung, das Russische neben dem Ukrai-
nischen zur Staatssprache zu erklären.
Bojko gilt dabei als Verbindungsmann
des russischen Energiegiganten Gas-
prom, der die Unabhängigkeit der Ukrai-
ne schon mehr als einmal durch „Gas-
kriege“ bedroht hat. Dieser Seilschaft
ist es zuzuschreiben, dass manche von Ja-
nukowitschs Ministern immer wieder un-
verhohlen russische Interessen vertreten
– etwa Transportminister Rudkowski,
der vor wenigen Tagen verlangt hat, die
2017 auslaufenden Stationierungsrechte
der russischen Schwarzmeerflotte im
Kriegshafen Sewastopol auf unbestimm-
te Zeit zu verlängern, oder der stellver-
tretende Regierungschef Tabatschnik,
der am Montag behauptet hat, die Nato
sei lediglich ein Lieferant von „Kanonen-

futter der Amerikaner“. Dass die „Par-
tei der Regionen“ mitten im Wahlkampf
ein Volksbegehren für eine „bündnis-
freie“ Ukraine gestartet hat, obwohl Ja-
nukowitsch selbst sich unlängst im Ge-
spräch mit dieser Zeitung ausdrücklich
für den Beitritt ausgesprochen hatte,
geht auf diesen Einfluss zurück.

Dass Janukowitsch dennoch, abgese-
hen von einigen Folkloreeinlagen (kürz-
lich nannte er etwa die Oppositionspoli-
tikerin Julija Timoschenko eine „Kuh“),
seit Mai Frieden hält, wird in Kiew da-
mit erklärt, dass die „jungen Donezker“
um Achmetow offenbar stärker gewor-
den sind. Dass Achmetows Einfluss un-
gebrochen ist, wurde jedenfalls spätes-
tens im August wieder klar, als sein Kon-
zern „System Capital Management“ zu
einem überraschend günstigen Preis bei-
nahe die Hälfte des staatlichen Strom-
konzerns Dniproenergo erwarb. Auf der
Wahlliste von Janukowitschs „Partei der
Regionen“ hat Achmetow die Quote sei-
ner Günstlinge vergrößern können.

Die neue Verlässlichkeit Ministerprä-
sident Janukowitschs und die relative
Ruhe des Sommers könnte damit zusam-
menhängen. Ukrainische Zeitungen
schreiben jedenfalls, während der Eska-
lation vom Frühling habe Achmetow für
die besoldeten Massendemonstrationen,
mit denen die Partei Juschtschenko in
die Defensive drängen wollte, keine Ko-
peke bezahlen wollen, und Koschara be-
richtet, vor dem rettenden Kompromiss
vom 28. Mai habe Achmetow mehrmals
diskret bei Präsident Juschtschenko vor-
gesprochen. Ob der gegenwärtige Waf-
fenstillstand sich nach der Wahl fortset-
zen lässt, wird davon abhängen, ob es
dem westlichen Lager um Juschtschenko
gelingt, den Wünschen der Oligarchen
aus dem Osten nach Sicherheit für ihre
auf dunklen Wegen aufgehäuften Ver-
mögen entgegenzukommen, ohne sich
den spätsowjetischen Machtreflexen aus-
zuliefern, die in der „Partei der Regio-
nen“ immer noch mächtig sind. Der Ver-
such kann scheitern, weil die Wahlfäl-
scher und Kriegstreiber in Januko-
witschs Umgebung immer noch in Wür-
den stehen. Die Ruhe der letzten Mona-
te aber hat gezeigt, dass der Versuch
nicht aussichtslos ist.

Es liegt an Europa

Hart erkämpft

In Tschad
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